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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 22. 


Marienwerder, den 29. Mai. 


1878. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. verordnen auf Grund der 88 56 und 57 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843 (Geſetz⸗Samml. 
von 1843 S. 41) und des Artikels 2 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1853 (G.⸗S. von 1855 S. 182) nach 
Anhörung der Betheiligten was folgt: 


Statut 
für den Damnitzer Wieſenverband im Kreiſe Schlochau. 


§ 1. Behufs Gewinnung nutzbaren Bodens 
durch Ablaffung des Firchauer Mühlenteichs und theil⸗ 
weiſe Trockenlegung des Mankauer Sees, ſowie behufs 
Verbeſſerung der am Kamionka⸗Fließ oberhalb des 
Mankauer Sees belegenen, zu den Gemarkungen Dam⸗ 
nitz, Buchholz und Platendienſt gehörigen Wieſen⸗ 
flächen durch Regulirung des Fließbettes werden die 
Beſitzer der auf dem Situations⸗ und Nivellements⸗ 


plane des Regierungs⸗Feldmeſſers Löbel vom Jebruar 


Mär 
1876, wie nachſtehend bezeichneten Grundſtücke: 5 
I. Firchau Nr. 1 Mühlenteich 
II. Mankau Nr 


. 1 Mankauer See 
III. Damnitz Nr. 1 (Auguſt Brüſſau), 
r. 2 (Joſef Meyer), 
. 3 (Johann Gieſel), 
4 (Johann Bartel), 
. 5 (Herrmann Schramm), 
6 (Johann Gieſel), 
. 7 (Albert Körnke), 
. 8 (Anton Feddid), 
. 9 (Johann Michalski), 
10 (Freiſchulz Müller), 
11 (George Riemer), 
. 12 (Albert Bahlke), 
. 13 (Karl Fedtke), | 
14 (Johann Thiel J.), 
15 (Georg Riemer), 
16 (Johann Türke), 
17 (ohne Namen), | 
‚18 (Marquardt), 
r Nr. 19 (Marquardt), 
IV. Platendienſt Nr. 1 (Albert Gabriel), 
: Nr. 2 (Auguſt Sieg), 
Nr. 3 (Auguſt Gabriel), 
Nr. 4 (Julius Witte), 
Nr. 1 (Albert Dobberſtein), 
Nr. 2 (Hoppe), 
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v. Buchholz 


Buchholz Nr. 3 (Kleps), 
: Nr. 4 (Wittwe Bonnin), 
Nr. 5 (Stranz), 
Nr. 6 (Kujoht), 
P Nr. 7 (Fedtke), 
zu einer Gemeinſchaft vereinigt, welche den Namen 
„Damnitzer Wieſenverband“ 
führt, mit Korporationsrecht verſehen iſt und ihr Do⸗ 
micil in Schlochau hat. 

§ 2. Die definitive Feſtſtellung der von jedem 
Genoſſenſchafts⸗Intereſſenten in den Genoſſenſchafts⸗ 
Verband zu ziehenden Fläche bleibt einer bei Aufftel- 
lung des Genoſſenſchafskataſters (§ 5) vorzunehmen⸗ 
den nochmaligen genauen Vermeſſung durch einen Sach⸗ 
verſtändigen vorbehalten. 

$ 3. Die Ausführung der für die Genoſſen⸗ 
ſchaftszwecke des § 1 erforderlichen Anlagen erfolgt 
nach Maßgabe des von dem Regierungs⸗Feldmeſſer 
Löbel im März 1876 aufgeſtellten Plans und des dem⸗ 
ſelben beigefügten Gutachtens vom 25. März 1876 
1185 den Wieſenverband unter Aufſicht eines Wieſen⸗ 
au⸗Techniker es. 

8 4. Die erſte Ausführung der Hauptent⸗ 
wäſſerungsgräben, ſowie aller übrigen durch den Melio⸗ 
rationsplan bedingten Anlagen geſchieht auf gemein⸗ 
ſchaftliche Koſten des Verbandes. 

Die ſpätere laufende Unterhaltung der gezogenen 
Entwäſſerungsgräben erfolgt von jedem Genoſſenſchafts⸗ 
Intereſſenten nach Verhältniß der Länge ſeines daran⸗ 
ſtoßenden Grundſtücks bis zur Mitte des Grabens. 

§ 5. Die Vertheilung der Beiträge zur Beſtrei⸗ 
tung der Koſten der Melioration auf die einzelnen 
Verbandsmitglieder wird nach Verhältniß der Fläche 
der betheiligten Grundſtücke und der ihnen aus der 
Melioration erwachſenden Vortheile durch das Kataſter 
beſtimmt. 

Zu dieſem Zwecke werden die einzelnen Flächen 
je nach ihrer Beſchaffenheit und ihrer der Verſumpfung 
mehr oder minder ausgeſetzten Lage in 3 Klaſſen ge⸗ 
theilt, dergeſtalt, daß die J. Klaſſe das Dreifache, die 
II. Klaſſe das Doppelte und die III. Klaſſe das Ein⸗ 
fache als Genoſſenſchaftsbeitrag pro Hektar zu ent⸗ 
richten hat. 

Die Einſchätzung in das Kataſter geſchieht unter 
der Leitung des Kreislandraths und unter Zuziehung 
des Verbandsvorſtandes durch 2 von der Regierung zu 
beſtimmende Sachverſtändige. 


Ausgegeben in Marienwerder den 30. Mai 1878. 


Der hiernach aufzuſtellende Kataſterentwurf wird 
den Betheiligten in extraktweiſe inſinuirten Ab⸗ 
ſchriften bekannt gemacht. Innerhalb 4 Wochen 
vom Tage der Bekanntmachung an können Beſchwerden 
gegen das Kataſter beim Kreislandrathe angebracht, 
werden. Die angebrachten Beſchwerden werden unter 
Zuziehung des Verbandsvorſtandes und des Beſchwerde 
führers durch geeignete von der Regterung anderweit 
zu ernennende Sachverſtändige unterſucht. Mit dem 
Reſultat der Unterſuchung wird der Vorſtand und der 
Veſchwerdeführer bekannt gemacht. Sind beide Theile 
mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird das Kataſter 
demgemäß berichtigt. Anderenfalls hat die Regierung 
über die Beſchwerde zu entſcheiden. Die Koſten ver⸗ 
worfener Beſchwerden treffen den Beſchwerdeführer. 
Binnen 4 Wochen nach erfolgter Bekanntmachung iſt 
Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zuläſſig. 

Nach ſtattgehabter Feſtſtellung iſt das Kataſter 
von der Regierung auszufertigen und dem Vorſtande 
zuzuſtellen. 


§ 6. Die Koſten der Ausführung des Melio⸗ 
rationsplans und, ſoweit dieſe zunächſt darlehnsweiſe 
beſchafft werden, die Zinſen und Kapitalrückzahlungen 
ſolcher Darlehne, ſowie die ſonſtigen Koſten der Ver⸗ 
bands verwaltung werden durch die vom Vorſtande all 
jährlich auszuſchreibenden baaren Geldbeiträge der 
Verbandsmitglieder aufgebracht. 

Für dieſe Ausſchreibungen ſind vorläufig bis zur 
definitiven Feſtſtellung des Kataſters und vorbehaltlich 
der ſpäteren Ausgleichung nach demſelben die Flächen: 
angaben des im § 1 bezeichneten Situationsplans 
maßgebend. 


$ 7. Die Anlegung der erforderlichen Gräben ꝛc. 
muß jeder Wieſengenoſſe ohne Weiteres geſtatten und 
den dazu erforderlichen Grund und Boden unentgeltlich 
hergeben. 

Für alle übrigen, denſelben durch die Entwäſſe⸗ 
rungs⸗Anlage zugefügten Nachtheile haben dieſelben 
Anſpruch auf Entſchädigung. 

Die Feſtſetzung dieſer ſowie der etwa an dritte 
Perſonen zu gewährenden Entſchädigung erfolgt Man⸗ 
gels gütlicher Einigung nach Maßgabe der 88 15 ff. 
des Geſetzes vom 15. November 1811 bezw. der 88 103 
bis 105 des Geſetzes vom 26. Juli 1876. 

§ 8. Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes 
werden durch einen Vorſtand von drei Mitgliedern 
und eben ſo vielen Stellvertretern geleitet, welche auf 
die Dauer von 6 Jahren zu wählen ſind und ein 
Ehrenamt bekleiden. Die Mitglieder wählen unter 
ſich einen Vorſitzenden und Stellvertreter deſſelben. 

Wählbar iſt jeder volljährige Wieſengenoſſe, 
a ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte be⸗ 
findet. 

§ 9. Das Wahlverfahren regelt ſich nach den 
für die Ausführung der Kreistagswahlen geltenden 
Beſtimmungen in specie des der; Kreisordnung vom 
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13. Dezember 1872 beigefügten Wahlreglements. Als 
Wahlvorſteher fungirt der Landrath des Schlochauer 


Kreiſes. 

Derſelbe verpflichtet die Gewählten durch Hand⸗ 
ſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und juriſtiſche Perſonen können 
durch ihre geſetzlichen Vertreter, Ehefrauen durch ihre 
Ehemänner, Wittwen und unverheirathete Beſitzerinnen 
durch einen mit Vollmacht verſehenen Grundbeſitzer bei 
der Wahl ſich vertreten laſſen. 


§ 10. Bei der Wahl hat jeder Beſitzer einer 
kataſtrirten Wieſenfläche 
bis zu 0,50 Hektar 1 Stimme, 
über 0,50 Hektar bis 4 Hektar 2 Stimmen, 
2 8 ae 


= 4 2 2 er 3 = 

8 * : 16 2 4 = 
16 „30 = 5 * 
30 „6 Stimmen. 


2 
2 


Für die Wahlen bis zur definitiven Kataſterfeſt 
ſtellung iſt der Beſitzſtand nach den Flächenangaben 
des im § 1 bezeichneten Situationsplans maßgebend. 


§ 11. Der Vorſtand iſt die ausführende Ver⸗ 
waltungsbehörde des Verbandes und vertritt denſelben 
nach außen. Er hat insbeſondere neben den bereits 
nach 88 3 und 6 obliegenden Verpflichtungen: 

a. die geſammte Kaſſenverwaltung durch ein von 
ihm dazu zu beſtimmendes Vorſtandsmitglied zu 
führen und al jährlich in einer zu dieſem Zwecke 
einzuberufenden Verſammlung der Wieſengenoſſen 
Rechnung zu legen; 
die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und zu dieſem Zwecke alljährlich im April cine 
Grabenſchau abzuhalten; 
den Schriftwechſel für den Verband durch feinen 
Vorſitzenden zu führen und Urkunden für den 
Verband zu vollziehen; 

Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes 
wegen Verletzung des Statuts bis zur Höhe von 
3 Mark feſtzuſetzen. 


§ 12. Der Meliorations⸗Verband iſt dem Ober⸗ 
auſſichtsrechte des Staates unterworfen, welches von 
der Regierung zu Marienwerder als Landespolizei⸗ 
behörde, in höherer Inſtanz von dem Königlichen Mi⸗ 
niſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
ausgeübt wird. N 

§ 13. Abänderungen dieſes Statuts können nur 
mit landesherrlicher Genehmigung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrücktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. April 1878. 


8. 


(gez.) Wilhelm. 
ggez. Leonhardt. Friedenthal. 
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